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Text 

Beitragszuschlag 

§ 34. (1) Wird die Anmeldung zur Pflichtversicherung nicht oder verspätet erstattet, kann der 
Versicherungsträger den gemäß § 16 meldepflichtigen Personen folgenden Beitragszuschlag 
vorschreiben: 

 1. Wenn eine Anmeldung zur Pflichtversicherung nicht erstattet worden ist, kann ein 
Beitragszuschlag bis zur Höhe des nachzuzahlenden Beitrages vorgeschrieben werden. 

 2. Wenn eine Anmeldung zur Pflichtversicherung verspätet erstattet worden ist, kann ein 
Beitragszuschlag bis zur Höhe der Beiträge, die auf die Zeit des Beginnes der Pflichtversicherung 
bis zum Eintreffen der verspäteten Meldung entfallen, vorgeschrieben werden. 

Bei der Festsetzung des Beitragszuschlages hat der Versicherungsträger insbesondere die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Beitragsschuldners und die Art des Meldeverstoßes zu berücksichtigen. Der 
Beitragszuschlag darf jedoch die Höhe der Verzugszinsen gemäß § 59 Abs. 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes nicht unterschreiten. 

(2) Werden die Beiträge zur Pflichtversicherung nicht innerhalb von zwei Wochen nach der 
Fälligkeit eingezahlt, ist der rückständige Betrag einzumahnen. Die Mahnung wird durch Zustellung eines 
Mahnschreibens (Postauftrages) vollzogen, in dem der Beitragsschuldner unter Hinweis auf die 
eingetretene Vollstreckbarkeit aufgefordert wird, den Beitragsrückstand binnen zwei Wochen, von der 
Zustellung an gerechnet, zu bezahlen. Ein Nachweis der Zustellung des Mahnschreibens ist nicht 
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erforderlich; bei Postversand wird die Zustellung des Mahnschreibens am dritten Tag nach der Aufgabe 
zur Post vermutet. 

(3) Nach erfolgloser Mahnung gemäß Abs. 2 hat der Versicherungsträger einen Beitragszuschlag im 
Ausmaß von 5 v. H. des eingemahnten Beitrages vorzuschreiben. Der Beitragszuschlag kann bis zum 
Ausmaß des eingemahnten Beitrages erhöht werden. 

(4) Erfolgt die Bekanntgabe der Einnahmen nach § 20 Abs. 2 Z 2 nicht bis zu dem in dieser 
Bestimmung genannten Zeitpunkt, kann der Versicherungsträger einen Beitragszuschlag im Ausmaß von 
5% des nachzuzahlenden Betrages vorschreiben. 
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